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Kapitel 9: Kultur, Medien und Sport 1 

9.1 Kultur für alle fördern 2 

NRW hat eine breite Kulturlandschaft, die nicht nur große Institutionen, sondern auch die 3 
freie Szene und viele Kulturschaffende umfasst, die einen maßgeblichen Teil zum kulturellen 4 
Leben in NRW beitragen. Kultur ist für uns Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und soll in 5 
NRW als staatliche Pflichtaufgabe gesetzlich verankert werden. Sie darf nicht als „freiwillige 6 
Leistung“ gelten, die bei Sparmaßnahmen im Haushalt gekürzt wird. Kultur prägt, wie 7 
Menschen sich selbst und andere sehen, welche Geschichten erzählt werden und wessen 8 
Erfahrungen sichtbar sind. Wir wollen, dass Kunst und Kultur allen zugänglich ist und nicht 9 
vorrangig über den Markt geregelt wird.  10 

Kultur stiftet Identität und ermöglicht kollektives Bewusstsein und Gemeinschaft. 11 
Kulturpolitik entscheidet mit darüber, ob Menschen unabhängig von Einkommen, Herkunft 12 
oder Wohnort Zugang zu kulturellen Räumen, Ausdrucksformen und eigenem künstlerisches 13 
Schaffen haben. Unser Kulturbegriff ist untrennbar mit Kunstfreiheit verbunden. Auf 14 
Bundesebene unterstützen wir die Forderung nach einem Staatsziel Kultur im Grundgesetz. 15 

Wir verstehen Kultur weit, denn Kultur ist mehr als Hochkultur. Dazu gehören unter anderem 16 
Theater, Museen und Bibliotheken ebenso wie Soziokultur, Jugendzentren, Clubs, Kneipen, 17 
Fankultur, Vereinskultur, Nachbarschaftstreffs, digitale Szenen und autonome Zentren. 18 
Kultur entsteht im Stadtteil und im Dorf, im Industriebau und auf dem Platz, in der Turnhalle 19 
und im Netz.  20 

9.1.1 Kultur ist Grundrecht und öffentliche Aufgabe 21 

Kultur ist für uns Grundrecht, Gemeingut und ein wichtiger Teil öffentlicher Daseinsvorsorge. 22 
Wer Zugang zu kulturellen Räumen, Ausdrucksformen und öffentlicher Sichtbarkeit hat, kann 23 
sich einbringen und unsere Gesellschaft mitgestalten. Die Teilhabe an (sozio-)kulturellen 24 
Angeboten schützt nachweislich vor Einsamkeit, beugt Vereinzelung, extremistischen 25 
Tendenzen und psychischen Krankheiten vor.  26 

NRW ist ein Land der Arbeit und der Migration und spiegelt in besonderer Weise die 27 
lebendige Migrationsgeschichte Deutschlands wider. Die Geschichte der 28 
Arbeiter*innenbewegung, der Industrie- und Dienstleistungszentren, der Gastarbeiter*innen 29 
und ihrer Familien, die vielfältigen Vereins- und Brauchtumstraditionen und die 30 
postmigrantischen Lebensrealitäten gehören gleichberechtigt zu unserer Kultur. Auch 31 
Sprache, Dialekte und regionale Ausdrucksformen sind Teil von kultureller Vielfalt und 32 
müssen geschützt und sichtbar gemacht werden.  33 

Kulturpolitik ist für uns Querschnittspolitik und spielt in allen Bereichen eine Rolle. Sie gehört 34 
unter anderem auch in die Bildungs-, Sozial-, Jugend-, Integrations-, Stadtentwicklungs-, 35 
Struktur- und Medienpolitik. Kultur muss für alle Menschen zugänglich sein, unabhängig von 36 
Einkommen, Identität, Herkunft, Geschlecht, Geschlechtsidentität, Religion, 37 
Weltanschauung, Behinderung, soziale Herkunft oder Alter.  38 
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Als Linke wollen wir: 39 
•  Kultur als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge verstehen und in der Landesfassung 40 

verankern 41 
• Sprache, Dialekte und regionale Ausdrucksformen schützen und sichtbar machen 42 
• Zugang für alle Menschen, unabhängig von Einkommen, Identität, Herkunft, 43 

Geschlecht, Geschlechtsidentität, Religion, Weltanschauung, Behinderung, soziale 44 
Herkunft oder Alter 45 

• Kulturpolitik als Querschnittsthema in allen Bereichen verankern 46 

9.1.2 Kulturelle Infrastruktur sichern und verlässlich finanzieren 47 

Bibliotheken, Museen, Theater, Orchester, Musikschulen, Volkshochschulen, Archive, 48 
soziokulturelle Zentren, Jugendzentren und freie Orte tragen das demokratische Leben im 49 
Alltag. Sie schaffen Räume, in denen Menschen ohne Konsumzwang zusammenkommen, 50 
lernen, streiten und selbst kulturell aktiv werden können. Öffentliche Kulturorte müssen gut 51 
ausgestattet und für alle offen sein. Die Erreichbarkeit kultureller Orte muss für alle 52 
Menschen gewährleistet werden und darf keine einkommensabhängige Entscheidung sein.  53 

Die Linke NRW will Kultur zur Pflichtaufgabe der Kommunen machen. Ein weiterentwickeltes 54 
Kulturgesetzbuch NRW soll kommunale Kulturentwicklungsplanung, Beteiligung der freien 55 
Szene, Barrierefreiheit, soziale Teilhabe und verlässliche Finanzierung gesetzlich absichern. 56 
Es muss festschreiben, dass Kultur auch in finanzschwachen Kommunen nicht zuerst 57 
gekürzt wird und dass das Land dafür zweckgebundene Kulturzuweisungen bereitstellt. 58 
Neben einem allgemeinen Kulturgesetzbuch NRW setzen wir uns für spartenbezogene und 59 
übergreifende Fördergesetze ein, mit denen Kultur als kommunale Pflichtaufgabe 60 
verbindlich definiert und mit ausreichenden Landesmitteln unterlegt wird.  61 

Wir wollen unter anderem das Landesprogramm Kulturrucksack NRW fortführen, finanziell 62 
stärken und flächendeckend absichern. Kinder und Jugendliche, auch in kleineren 63 
Kommunen und finanzschwachen Regionen, müssen verlässlich Zugang zu kostenlosen oder 64 
stark vergünstigten kulturellen Angeboten haben. 65 

Museen, Theater, Konzerthäuser, Musikschulen und Volkshochschulen brauchen eine 66 
auskömmliche Grundfinanzierung. Ebenso soziokulturelle Zentren, Bürgerhäuser, 67 
Jugendzentren und Stadtteilkulturprojekte wollen wir durch langfristige Strukturförderung 68 
stärken. 69 

Ohne handlungsfähige Kommunen gibt es keine verlässliche Kulturpolitik. Wir setzen uns 70 
deshalb für eine Altschuldenlösung, eine Stärkung der kommunalen Finanzbasis und klare 71 
Schutzmechanismen gegen Kürzungen in Kultureinrichtungen ein. Wir wollen den 72 
Kulturhaushalt des Landes dauerhaft auf mindestens 1 % des Landeshaushalts anheben und 73 
dort verankern.  74 
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Als Linke wollen wir: 75 
• ein Kulturfördergesetz, das Kultur als Pflichtaufgabe in den Kommunen verankert 76 
• zusätzliche spartenbezogene und übergreifende Fördergesetze in denen Kultur als 77 

kommunale Pflichtaufgabe verbindlich definiert und mit ausreichenden Landesmitteln 78 
unterlegt wird 79 

• das Landesprogramm „Kulturrucksack NRW“ fortführen und verlässlich finanziell 80 
absichern 81 

• handlungsfähige Kommunen für verlässliche Kulturpolitik: Altschuldenlösung, 82 
Stärkung der kommunalen Finanzbasis, Schutzmechanismen bei Kürzungen 83 

• de Kulturhaushalt des Landes dauerhaft auf mindestens 1 % des Landeshaushaltes 84 
anheben und verankern 85 

9.1.3 Räume für Kultur in Stadt, Land und Alltag 86 

Die kulturelle Infrastruktur ist in NRW ungleich verteilt. Während Ballungsräume häufiger 87 
über Theater, Museen, Clubs und soziokulturelle Zentren verfügen, fehlen in vielen 88 
ländlichen Regionen und Kleinstädten öffentliche Kulturorte, Proberäume und 89 
nichtkommerzielle Treffpunkte. Wer auf Bus und Bahn angewiesen ist, kommt oft abends 90 
und nachts weder hin noch zurück. 91 

Wir wollen, dass Kultur in allen Teilen des Landes präsent ist. Landestheater, Orchester, 92 
Museen und Festivals sollen einen klaren Auftrag haben, auch außerhalb der Zentren aktiv 93 
zu sein. Mobile Angebote, Kooperationen mit Schulen, Vereinen und lokalen Initiativen sowie 94 
eine Kulturplanung, die Lücken in der Fläche gezielt schließt, gehören für uns zu einer 95 
gerechten Landespolitik. 96 

In den Städten stehen kulturelle Räume ebenso unter Druck: Clubs, Ateliers, Proberäume 97 
und kleine Bühnen werden durch steigende Mieten, Umwandlung in Büros und hochpreisige 98 
Wohnungen verdrängt. Wir wollen ein Landesprogramm für Kulturimmobilien und 99 
Zwischennutzung auflegen, mit dem Kommunen leerstehende Gebäude für Ateliers, 100 
Proberäume, Clubs, Jugendkultur und soziokulturelle Zentren sichern und entwickeln 101 
können. Dazu gehören gestärkte kommunale Vorkaufsrechte und landesrechtliche 102 
Regelungen, die Verdrängung durch spekulative Mieten und Umwandlungen bremsen. 103 

Auch Alltagskultur braucht Raum: Kneipen, Vereinsheime, Nachbarschaftstreffs, 104 
Straßenfeste und Fanprojekte sind Orte sozialer Begegnung und politischer 105 
Auseinandersetzung. Wir wollen offene und solidarische Alltagskultur stärken, ehrenamtlich 106 
getragene Kulturorte beraten und unterstützen und Kunst im öffentlichen Raum 107 
unbürokratischer ermöglichen. Wir wollen landeseinheitlich einfachere Regeln für 108 
Straßenkunst, mehr Unterstützung für kommunale Konzepte zu Kunst im öffentlichen Raum 109 
und mehr Spielraum für urbane Künste. 110 

Als Linke wollen wir: 111 
• eine Kulturplanung, die Lücken in der Fläche gezielt schließt 112 
• ein Landesprogramm für Kulturimmobilien und Zwischennutzung 113 
• Kunst im öffentlichen Raum unbürokratischer ermöglichen 114 

9.1.4 Freie Szene, Subkultur und digitale Kultur stärken 115 
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Die freie Szene ist ein entscheidender Bestandsteil der kulturellen Vielfalt in NRW. Freie 116 
Theater, Musik, Literatur, Tanz, Bildende Kunst, Festivals, Off-Spaces und Kollektive greifen 117 
Themen auf, die in institutionellen Häusern seltener Platz finden. Sie sind Orte von 118 
politischer Bildung, Community-Arbeit und Selbstorganisation, gerade für queere, 119 
migrantische, feministische und diverse marginalisierte Szenen. 120 

Die Linke NRW will die freie Szene als eigenständige Säule der Kulturpolitik absichern. 121 
Projektförderung allein reicht dafür nicht aus: Wir wollen ein Landesstrukturförderprogramm 122 
mit mehrjährigen Vereinbarungen, das Basisfinanzierung sichert, Eigenanteile begrenzt und 123 
Förderung an faire Honorare, soziale Absicherung und Mitbestimmung koppelt. 124 

Subkulturen, Clubkultur, DIY-Orte und autonome Zentren sind ein wichtiger Teil der Kultur in 125 
NRW und oft erste politische Erfahrungsorte für junge Menschen. Sie stehen unter Druck 126 
aufgrund steigender Mieten, Auflagen, Polizeikontrollen und rechte Angriffe. Wir wollen sie 127 
durch Erbpachtmodelle, Mietzuschüsse und städtische Trägerschaft schützen. 128 

Digitale Kultur ist ebenfalls Teil kultureller Praxis und wir wollen digitale Kulturakteur*innen, 129 
wie Streamer*innen, Podcaster*innen, Gaming-Szenen und andere digitale Formate fördern.  130 

Beim Einsatz von Künstlicher Intelligenz in Kunst und Kultur stehen wir an der Seite der 131 
Kreativen. Das Land soll gemeinwohlorientierte, offene KI-Werkzeuge fördern, in seiner 132 
eigenen Kulturförderung keine intransparenten Modelle einsetzen, die auf ungeklärter 133 
Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke beruhen, und sich auf Bundesebene für einen 134 
wirksamen Schutz der Rechte von Kulturschaffenden und für kollektive Vergütungsmodelle 135 
einsetzen. Der Einsatz von KI-Systemen, insbesondere generative KI, muss sensibel 136 
gestaltet werden. Dabei muss konstant eine transparente Aufklärung stattfinden, die sich 137 
ausgewogen mit den Risiken und Nutzen von KI-Systemen beschäftigt.  138 

Als Linke wollen wir: 139 
• Freie Szene als eigenständige Säule durch Landesstrukturförderprogramme mit 140 

mehrjährigen Vereinbarungen absichern 141 
• Subkultur, Clubs, DIY-Orte und autonome Zentren durch Erbpachtmodelle, 142 

Mietzuschüsse und städtische Trägerschaft fördern und schützen 143 
• sensiblen Umgang mit und Aufklärung über KI-Systeme, insbesondere generative KI, 144 

in Kunst, Kultur und Kulturbetrieben 145 

9.1.5 Kunstfreiheit, Antifaschismus und Erinnerungspolitik 146 

Kunstfreiheit ist unverhandelbar. Kritische, unbequeme und irritierende Kunst muss möglich 147 
sein, auch wenn sie Konflikte auslöst oder staatliches Handeln infrage stellt. Kunst spielt 148 
eine zentrale Rolle bei der Auseinandersetzung mit Gewalt, Trauma und Identität und darf 149 
nicht für nationalistische Parolen und autoritäre Ideologien vereinnahmt werden. Die 150 
Aufgabe der Politik ist es, Rahmenbedingungen für freie Kunst zu schaffen.  151 

Rechte Akteure greifen Kulturhäuser, Projekte, Jugendzentren, Vereine, 152 
Erinnerungsvorhaben und digitale Angebote gezielt an, um Sprache, Bilder und 153 
gesellschaftliche Normalität in ihrem Sinne zu verschieben. Wir stellen uns schützend vor 154 
Theater, soziokulturelle Zentren, Jugendkulturprojekte, migrantische und queere 155 
Einrichtungen sowie antifaschistische Initiativen und stärken diese gezielt. 156 
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Antifaschistische Erinnerungspolitik ist Teil unseres Kulturverständnisses. Sie knüpft an die 157 
Erinnerung an NS-Verbrechen, Shoah und rechte Gewalt an, benennt aber auch 158 
Kontinuitäten von Rassismus, Antisemitismus, Antiislamismus, Antiziganismus, anderen 159 
diskriminierenden und autoritären Strukturen in Behörden, Schule, Polizei, Justiz und Alltag. 160 
Dazu gehört auch die Auseinandersetzung mit Kolonialgeschichte, Raubgut und kolonialen 161 
Spuren im öffentlichen Raum. 162 

Das Land soll Gedenkstätten, Bildungsorte und Projekte unterstützen, die aus Geschichte 163 
Erkenntniskultur machen: mit Formaten, die gerade Jugendlichen erfahrbar machen, wie 164 
autoritäre, rassistische und faschistische Strukturen entstehen und bekämpft werden 165 
können. Kolonialismus, und ihr historisches Erbe sollen verbindlich in Lehrplänen, 166 
Museumskonzepten und Kulturprogrammen verankert werden. Migrantische, diasporische 167 
und geflüchtete Communities sind wertvoller Teil unserer Gesellschaft. Wir wollen Projekte, 168 
Archive, Festivals, Medienangebote und Bildungsarbeit stärken, die diese Perspektiven ins 169 
Zentrum rücken, und dafür sorgen, dass sie in Leitungen, Jurys und Beiräten 170 
mitentscheiden. 171 

Als Linke wollen wir: 172 
• dass Kunstfreiheit unverhandelbar ist 173 
• Gedenkstätten, Bildungsorte und Projekte fördern, die sich mit Erinnerungskultur 174 

auseinandersetzen 175 
• Kolonialismus, Rassismus und ihr historisches Erbe verbindlich in Lehrpläne, 176 

Museumskonzepte und Kulturprogramme verankern 177 
• migrantische, diasporische und geflüchtete Perspektiven in Kulturangeboten stärken 178 

und in Leitungen, Jurys und Beiräten fördern 179 

9.1.6 Teilhabe, Inklusion und kulturelle Bildung 180 

Kulturelle Teilhabe darf nicht am Geldbeutel scheitern. Teure Tickets, lange Wege und 181 
fehlende Angebote im eigenen Umfeld schließen viele Menschen praktisch aus. Wir wollen 182 
Bibliotheken und landeseigene Museen gebührenfrei machen, soziale Preisstaffelungen in 183 
öffentlich geförderten Häusern durchsetzen und einen landesweiten Kulturpass NRW 184 
schaffen.  185 

Theaterinstitutionen müssen neben einer auskömmlichen Grundfinanzierung zugänglich für 186 
ein breites Publikum sein. Öffentliche Förderung muss auch an den Auftrag geknüpft sein, 187 
kulturelle Teilhabe aktiv zu ermöglichen und finanzielle Barrieren konsequent abzubauen. 188 

Barrierefreiheit und Inklusion sind Voraussetzung öffentlicher Kulturförderung. Bauliche 189 
Zugänglichkeit, barrierefreie Kommunikation, Angebote in Gebärdensprache und Leichter 190 
Sprache, Untertitel, Audiodeskription und barrierefreie Websites dürfen keine freiwilligen 191 
Zusatzleistungen sein, sondern verbindliche Pflichtaufgaben in größeren öffentlich 192 
geförderten Projekten und Vorhaben. 193 

Kulturelle Bildung ist Teil öffentlicher Daseinsvorsorge und muss allen Menschen 194 
unabhängig von Einkommen, Herkunft oder Wohnort zugänglich sein.  Dabei erfüllen unter 195 
anderem Musikschulen einen unverzichtbaren Bildungsauftrag für Kinder, Jugendliche und 196 
Erwachsene und leisten einen wichtigen Beitrag zur kulturellen Teilhabe. Wir fordern deshalb 197 
eine verlässliche und dauerhafte institutionelle Absicherung frühkindlicher musikalischer 198 
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Bildung durch das Land, gute Arbeitsbedingungen für pädagogische Fachkräfte und gezielte 199 
Kooperationsprojekte zwischen Musikschulen und Kitas, um jedem Kind einen frühen 200 
Zugang zu ermöglichen. 201 

Landesprogramme wie JeKits, Kultur und Schule, KulturScouts und Kulturstrolche wollen wir 202 
sichern, ausbauen und sozial gerechter ausgestalten. Wir setzen uns dafür ein, dass solche 203 
Programme als langfristige Infrastruktur kultureller Bildung angelegt sind. 204 

Als Linke wollen wir: 205 
• Bibliotheken und landeseigene Museen gebührenfrei machen 206 
• einen Kulturpass NRW einführen 207 
• Barrierefreiheit und Inklusion als Voraussetzung für öffentliche Kulturförderung 208 
• Kulturelle Bildung als Teil öffentlicher Daseinsvorsorge 209 
• Musikschulen institutionell absichern, gute Arbeitsbedingungen für pädagogische 210 

Fachkräfte und gezielte Kooperationsprojekte zwischen Musikschulen und Kitas 211 
• Landesprogramme wie JeKits, Kultur und Schule, KulturScouts und Kulturstrolche 212 

sichern, ausbauen und als langfristige Infrastruktur kultureller Bildung anlegen 213 

9.1.7 Gute Arbeit und gerechte Förderstrukturen 214 

Viele Menschen im Kulturbereich arbeiten unter prekären Bedingungen, mit niedrigen 215 
Honoraren, Befristungen, freier Mitarbeit ohne Absicherung oder unbezahlter Mehrarbeit. 216 
Öffentliche Kulturförderung darf nur dort fließen, wo Honoraruntergrenzen, 217 
Tariforientierung, die Finanzierung von Vor- und Nachbereitung sowie transparente 218 
Vertragsbedingungen eingehalten werden.  219 

Freie und Solo-Selbstständige Kulturakteur*innen brauchen soziale Sicherung. Wir wollen 220 
Beratungs- und Servicestellen stärken, den Zugang zur Künstlersozialkasse verbessern, 221 
Krisen- und Übergangsprogramme ausbauen und ein Modellprogramm für 222 
einkommensunabhängige Basisabsicherung erproben. Perspektivisch setzen wir uns dafür 223 
ein, dass Solo-Selbstständige in Kultur und Medien verlässlich in Kranken-, Renten- und 224 
Arbeitslosenversicherung einbezogen werden. Außerdem wollen wir gewerkschaftliche 225 
Organisierung, kollektive Interessenvertretung und solidarische Zusammenschlüsse aktiv 226 
fördern, damit Kulturschaffende, insbesondere freie und Solo-Selbstständige, ihre Rechte 227 
wirksam vertreten und bessere Arbeitsbedingungen gemeinsam durchsetzen können. 228 

Förderpolitik ist immer auch Machtpolitik. Deshalb wollen wir offene Kriterien, 229 
nachvollziehbare Entscheidungen, Beratung vor und nach Anträgen, paritätisch und divers 230 
besetzte Jurys und Beiräte sowie landesweite Servicestellen etablieren, die Kommunen, 231 
Initiativen, freie Gruppen und Einrichtungen praktisch unterstützen.  232 

In unserem Kulturbetrieb leisten Theaterinstitutionen einen unverzichtbaren Beitrag. 233 
Gleichzeitig sind viele Theater bis heute von historisch gewachsenen Machtstrukturen und 234 
starken Hierarchien geprägt. Diese Strukturen können Mitbestimmung erschweren und 235 
Grenzüberschreitungen, Diskriminierung oder Machtmissbrauch begünstigen. Deshalb 236 
wollen wir institutionelle Machtverhältnisse im Theater konsequent kritisch überprüfen und 237 
demokratisieren. Wir setzen uns für unabhängige Beratungsstellen und vertrauliche 238 
Beschwerdewege ein. Darüber hinaus wollen wir verbindliche Standards für transparente 239 
Leitungsstrukturen, Diversität in Führungspositionen sowie verpflichtende Fortbildungen zu 240 
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Antidiskriminierung, Konfliktmanagement und machtkritischem Umgang schaffen. 241 
Kulturinstitutionen müssen Orte künstlerischer Freiheit sein und gleichzeitig sichere, 242 
gerechte und solidarische Arbeitsräume für alle.  243 

Als Linke wollen wir: 244 
• Honoraruntergrenzen, Tariforientierung, die Finanzierung von Vor- und 245 

Nachbereitung sowie transparente Vertragsbedingungen müssen bei öffentlicher 246 
Kulturförderung eingehalten werden 247 

• Freie und Soloselbstständige fördern, beraten und vernetzen 248 
• nachvollziehbare Förderentscheidungen durch paritätisch und divers besetzte Jurys 249 

und Beiräte 250 
• institutionelle Machtverhältnisse im Theater konsequent überprüfen, Beratungsstellen 251 

und Beschwerdewege etablieren 252 
• verbindliche Standards für Leitungsstrukturen an institutionellen Häusern 253 

 254 
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9.2. Medienvielfalt sichern und fördern 255 

Medienpolitik ist für uns als Linke ein wichtiger Teil demokratischer Infrastruktur. Sie 256 
entscheidet mit darüber, wer Öffentlichkeit hat, wer gehört wird und wie politische Debatten 257 
in diesem Land geführt werden. Medien prägen Bilder von Wirklichkeit, machen Werte und 258 
Konflikte sichtbar und beeinflussen, wer sich in dieser Gesellschaft in welcher Form 259 
repräsentiert fühlt. Zugleich können Medien Rassismus und Stereotype reproduzieren – etwa 260 
durch kriminalisierende Berichterstattung über migrantisierte Menschen. Eine demokratische 261 
Medienpolitik wirkt dem aktiv entgegen. 262 

Unsere Medienpolitik setzt sich dafür ein, dass Information, Kritik und kulturelle 263 
Ausdrucksformen nicht an Konzerninteressen, Klickzahlen oder den Geldbeutel gebunden 264 
sind. Sie stärkt Medienvielfalt, unabhängigen Journalismus und Zugänge für alle, damit 265 
demokratische Teilhabe im Alltag praktisch möglich wird. 266 

9.2.1 Medienvielfalt sichern, demokratische Öffentlichkeit stärken 267 

NRW ist einer der wichtigsten Medienstandorte Europas. Wir wollen freie Radios, 268 
Bürger*innenmedien, nichtkommerzielle und gemeinnützige Medien, lokale 269 
Fernsehangebote sowie unabhängigen Online-Journalismus durch verlässliche Förderlinien, 270 
Projektmittel für neue Formate und bessere Beratung bei der Gründung unterstützen und 271 
sichern. Das Land soll seine medienpolitischen Möglichkeiten nutzen, damit lokale 272 
publizistische Vielfalt nicht weiter ausgedünnt wird. 273 

Bürger*innenmedien stärken Medienvielfalt und demokratische Teilhabe. Deshalb wollen wir 274 
ihre Finanzierung langfristig sichern und unabhängige Plattformen fördern. Öffentlichkeit 275 
darf nicht von den Algorithmen großer Konzerne oder dem Zwang zu Reichweite und 276 
Klickzahlen abhängig sein. Die Einstellung der Förderung von NRWision, der größten 277 
Bürger*innenmedienplattform in NRW, durch die LfM macht deutlich, wie akut 278 
Bürger*innenmedien gefährdet sind. 279 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat den Auftrag, Information, Bildung, Kultur und 280 
Unterhaltung für alle zugänglich zu machen. Wir setzen uns für einen starken, unabhängigen 281 
und sozialen öffentlich-rechtlichen Rundfunk ein, der die Lebensrealität der Menschen im 282 
Land abbildet. Die Medien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sollen junge Zielgruppen 283 
ernst nehmen und auch digital niederschwellig und barrierefrei zugänglich sein. Der WDR 284 
trägt dabei als größte Rundfunkanstalt im Land besondere Verantwortung für regionale 285 
Verankerung, Qualität, Barrierefreiheit und gesellschaftliche Vielfalt. Dazu gehört Vielfalt 286 
auch in Redaktionen, Führungspositionen und Aufsichtsgremien. 287 

Öffentlich finanzierte Medienangebote müssen staatsfern, diskriminierungsfrei und 288 
barrierearm organisiert sein. Angebote in einfacher Sprache, mit Untertiteln, 289 
Audiodeskription, Gebärdensprache, Mehrsprachigkeit und guter digitaler Nutzbarkeit sind 290 
Teil des öffentlichen Auftrags. Das gilt für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ebenso wie 291 
für geförderte Medienprojekte im Land. 292 



9 

 

Als Linke wollen wir: 293 
• gemeinnützige und nichtkommerzielle Medien fördern 294 
• einen starken, unabhängigen und sozialen öffentlich-rechtlichen Rundfunk 295 
• barrierearme und diskriminierungsfreie öffentlich finanzierte Medienangebote 296 
• gemeinnützigen Journalismus und neue digitale Formate fördern 297 
• Bürger*innenmedien und Medienkompetenzprojekte dauerhaft absichern und 298 

ausbauen 299 
• gemeinwohlorientierte digitale Plattformen und unabhängige 300 

Veröffentlichungsstrukturen fördern 301 
• die beschlossene Einstellung des mehrsprachigen, interkulturellen Programms 302 

COSMO zurücknehmen, den gesetzlichen Auftrag im WDR-Gesetz erfüllen und 303 
COSMO als mehrsprachiges Angebot erhalten und ausbauen 304 

9.2.2. Film, Streaming, Games und digitale Medienproduktion fördern 305 

Wir setzen uns dafür ein, dass NRW Film- und Serienproduktionen künftig noch stärker 306 
fördert. Landesmittel sollen dazu beitragen, dass vielfältige Perspektiven, lokale Inhalte und 307 
soziale Realitäten aus NRW in Kinos, Mediatheken, im öffentlich-rechtlichen Rundfunk und 308 
auf anderen Plattformen sichtbar werden. Filmförderung soll kulturelle Vielfalt, öffentliche 309 
Zugänglichkeit und gute Arbeit stärken. Wir wollen die Film- und Medienförderung des 310 
Landes und seiner Einrichtungen stärker auf unabhängige Produktionen, Nachwuchs, 311 
Dokumentarfilm, Kinder- und Jugendformate sowie Projekte mit migrantischen, 312 
feministischen, antifaschistischen und inklusiven Perspektiven ausrichten.  313 

Zur Medien- und Kulturproduktion gehören auch Games, interaktive Medien und digitale 314 
Kulturformate. Die Games-Branche ist ein zentraler Teil der Kultur- und Kreativwirtschaft 315 
und erreicht insbesondere junge Menschen. Dabei gehört NRW zu den wichtigsten Games-316 
Standorten Deutschlands. Deswegen wollen wir Games als eigenständiges Kulturgut und 317 
Teil demokratischer Medienkultur stärken. Wir wollen die Gamesförderung des Landes 318 
ausbauen und strukturell gleichberechtigt neben der Filmförderung verankern. 319 

Förderprogramme sollen unabhängige Studios, Indie-Entwickler*innen, Nachwuchsteams, 320 
Bildungs- und Serious-Games-Projekte sowie vergleichbare Formate der interaktiven 321 
Medienkultur unterstützen, um die gesamte Breite audiovisueller und digitaler Kultur sichtbar 322 
zu machen. Games sind Kultur-, Bildungs- und Ausdrucksmedium zugleich und verdienen 323 
dieselbe kulturpolitische Anerkennung wie Film, Literatur oder Musik. 324 

Wir wollen die öffentliche Film-, Games und Medienförderung in NRW an klare soziale und 325 
demokratische Bedingungen koppeln: faire Beschäftigung, Barrierefreiheit, ökologische 326 
Standards, diskriminierungsfreie Arbeitsbedingungen und gesellschaftliche Vielfalt in Teams 327 
und Inhalten. 328 
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Als Linke wollen wir: 329 
• Film- und Serienproduktionen stärker mit Landesmitteln fördern 330 
• Förderrichtlinien, die einen Fokus auf faire Arbeitsbedingungen und inklusive 331 

Perspektiven haben 332 
• Gamesförderung und Filmförderung gleichrangig weiterentwickeln 333 
• unabhängige Studios, Indie-Entwickler*innen und gemeinwohlorientierte Games-334 

Projekte gezielt fördern 335 

9.2.3. Gute Arbeit, Zugang und Rechte in der Medienwelt 336 

Viele Beschäftigte in Journalismus, Rundfunk, Produktionsfirmen und digitalen Medien 337 
arbeiten unter hohem Druck, mit Befristungen, Werkverträgen oder als Freiberufler*innen 338 
ohne ausreichende Absicherung. Wir wollen öffentliche Förderung und öffentliche 339 
Auftragsvergabe konsequent an Tarifbindung, faire Honorare, soziale Mindeststandards und 340 
Mitbestimmung knüpfen. Bei Förderprogrammen, Vergaben und landesnahen Institutionen 341 
darf das Land keine Geschäftsmodelle stützen, die auf Lohndumping, 342 
Scheinselbstständigkeit und Dauerbefristung beruhen. 343 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk muss seiner Verantwortung als Arbeitgeber gerecht 344 
werden. Wir setzen uns für mehr unbefristete Beschäftigung ein und wollen prekäre 345 
Beschäftigungsverhältnisse zurückdrängen.  346 

Medienzugang ist auch eine soziale Frage: Wer sich digitale Endgeräte, Netzzugang oder 347 
barrierefreie Angebote nicht leisten kann, ist von Information und öffentlicher Debatte 348 
ausgeschlossen. Deshalb wollen wir Medienbildung und digitale Mündigkeit in Schulen, 349 
Bibliotheken, Jugendhäusern, Medienzentren und freien Projekten stärken und als 350 
öffentliche Infrastruktur absichern. 351 

In Medienbildung beziehen wir auch digitale Kulturformen wie Games, Streaming, Content-352 
Creation und soziale Netzwerke ein. Denn junge Menschen sollen nicht nur lernen, Medien 353 
kritisch zu konsumieren, sondern auch selbst Inhalte produzieren, veröffentlichen und 354 
technische Kompetenzen erwerben können. Dafür wollen wir, dass Schulen, Bibliotheken, 355 
Jugendzentren und Medienwerkstätten zeitgemäß ausgestattet sind und verlässlich 356 
unterstützt werden. 357 

Wir setzen uns dafür ein, dass Kinder, Jugendliche und Erwachsene lernen, wie Plattformen 358 
funktionieren, wie Desinformation, menschenfeindliche Kampagnen und digitale Hetze 359 
arbeiten und wie sie sich dagegen wehren können. Medienpolitik darf sich nicht auf 360 
Technikfragen beschränken, sondern sie soll demokratische Öffentlichkeit sichern, Rechte 361 
schützen und allen Menschen den Zugang zu Information und Ausdruck ermöglichen. 362 
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Als Linke wollen wir: 363 
• Öffentliche Auftragsvergaben an Tarifbindung, faire Honorare und soziale 364 

Mindeststandards knüpfen 365 
• Medienzugang und -bildung in Schulen, Bibliotheken, Jugendhäusern und 366 

Medienzentren 367 
• Bürger*innenmedien, Medienwerkstätten und offene Produktionsräume stärken 368 
• digitale Kultur, Games und Content-Creation stärker in der Medienbildung verankern 369 

 370 
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9.3 Sport für alle statt Sanierungsstau 371 

Sport gehört wie Bildung und Kultur zur gesellschaftlichen Teilhabe und hält gesund. Er 372 
fördert Selbstvertrauen und das Bewusstsein für die eigenen Fähigkeiten. Sport in der 373 
Gruppe verbindet, integriert, ermöglicht Teilhabe und Identifikation, unabhängig von 374 
Herkunft, Einkommen und Pass und leistet damit einen wichtigen Beitrag zum 375 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und verdient mehr Wertschätzung. Ob Menschen sich 376 
bewegen, organisieren und gemeinsam Sport treiben können, darf nicht vom Einkommen der 377 
Eltern oder von der Kassenlage der Kommune abhängen. 378 

9.3.1 Sport für alle braucht öffentliche Infrastrukturpolitik 379 

Wir wollen Sport als öffentliche Infrastruktur stärken. Damit viele Menschen wohnortnahen 380 
Zugang zu Sport haben, braucht es funktionierende Sportanlagen. Marode Schulturnhallen 381 
und Sportanlagen, in die Jahre gekommene Schwimmbäder, die aufgrund fehlender Mittel 382 
schließen, sind Alltag in NRW. Laut Landessportbund summiert sich der Sanierungsstau für 383 
NRW auf 3,6 Milliarden Euro. Dabei wird deutlich, dass das Investitionsprogramm des 384 
Landes in Höhe von 600 Millionen Euro, sowie der Anteil der „Sportmilliarde“ des Bundes 385 
nicht ausreichen, um diesen Sanierungsstau abzubauen. Deshalb wollen wir die 386 
Sportstättenförderung des Landes deutlich ausbauen, ein mehrjähriges Landesprogramm 387 
zur Sanierung und Modernisierung kommunaler Sportstätten auflegen und uns zugleich auf 388 
Bundesebene für eine stärkere Beteiligung des Bundes an der Sportstättenförderung 389 
einsetzen. 390 

Die Sportstättenförderung des Landes soll an soziale, inklusive und gemeinwohlorientierte 391 
Kriterien gebunden werden. Fördermittel sollen vorrangig dort eingesetzt werden, wo 392 
Barrierefreiheit, geschlechtergerechte Nutzung, ökologische Standards und eine Öffnung für 393 
Breitensport, Jugendarbeit und Nachbarschaft gewährleistet sind. Wo Barrierefreiheit noch 394 
nicht vollständig umgesetzt ist, soll die Landesförderung an einen verbindlichen 395 
Umsetzungsplan mit Zeitrahmen und Finanzierung geknüpft werden. Finanzschwache 396 
Kommunen und Vereine wollen wir mit einem Betriebssicherungs- und Sanierungsfonds 397 
unterstützen, damit Sportstätten und Vereinsheime erhalten, modernisiert und barrierefrei 398 
ausgebaut werden können.  399 

Zur öffentlichen Sportinfrastruktur gehören auch frei zugängliche Bewegungsräume im 400 
Quartier. Deshalb unterstützen wir Kommunen durch Landesförderprogramme beim Ausbau 401 
von Bolzplätzen, Laufstrecken, Skateparks, Calisthenics-Anlagen, barrierearmen 402 
Bewegungsangeboten und Trinkwasserstellen. Auch Wege und Pfade in Wald und 403 
Landschaft wollen wir als öffentliche Bewegungsräume naturverträglich erhalten und 404 
weiterentwickeln. 405 
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Als Linke wollen wir: 406 
• Sportförderung als kommunale Pflichtaufgabe gesetzlich verankern 407 
• Erhöhung der Landesmittel für den Erhalt, Neubau und die Sanierung kommunaler 408 

Sportstätten 409 
• Sportstättenförderung an soziale, inklusive, barrierefreie und ökologische Kriterien 410 

binden 411 
• flächendeckend barrierefreie und sozial zugängliche Sportstätten 412 
• Ausbau frei zugänglicher Bewegungsräume wie Bolzplätze, Skateparks, Laufstrecken, 413 

Calisthenics-Anlagen, barrierearmer Bewegungsangebote und Trinkwasserstellen 414 

9.3.2 Schwimmen lernen und Schulsport verbessern 415 

Jedes Kind soll schwimmen lernen können. Das ist die Grundvoraussetzung für Sicherheit, 416 
Teilhabe und Chancengleichheit. Wir setzen uns dafür ein, dass in Bäderinfrastruktur, 417 
zusätzliche Wasserzeiten, Personal und Kooperationen investiert wird. Wir wollen, dass 418 
jedes Kind spätestens bis Ende der Klasse 6 sicher schwimmen kann. Dafür braucht es ein 419 
Landesprogramm zum Erhalt kommunaler Schwimmbäder, zusätzliche Wasserzeiten für 420 
Schulen und Vereine, Unterstützung bei Transportkosten zum Schulschwimmen und gezielte 421 
Angebote für Kinder, die bisher keinen verlässlichen Zugang zum Schwimmenlernen hatten. 422 
Barrierefreie Schwimmbäder sind dabei unverzichtbar. Durch eine transparente und faire 423 
Vergabe von Sportstätten sowie eine stärkere Verzahnung von Schul- und Vereinssport, 424 
insbesondere im Ganztag, wollen wir den Zugang zu Sport für alle verbessern. 425 

Für viele Kinder und Jugendliche ist Schulsport mit Angst, Scham, Bloßstellung oder 426 
Ausgrenzung verbunden. Wir wollen einen Sportunterricht, der fördert statt sortiert: weniger 427 
öffentlicher Leistungsvergleich, weniger Beschämung, mehr Freude an Bewegung, 428 
Teamarbeit, Gesundheitsförderung und individuelle Entwicklung. 429 

Lehrkräfte brauchen dafür bessere Fortbildung zu Inklusion, Antidiskriminierung, 430 
Körperbildern und Schutz vor Grenzverletzungen. Sportunterricht soll Kindern und 431 
Jugendlichen Bewegung ermöglichen, Selbstvertrauen geben und sie langfristig für Sport 432 
begeistern. 433 

Als Linke wollen wir: 434 
• ein Landesprogramm zum Erhalt, zur Sanierung und zum Neubau kommunaler 435 

Schwimmbäder 436 
• zusätzliche Wasserzeiten für Schulen, Förderung von Fachpersonal und 437 

Unterstützung der Schulträger bei den Transportkosten zum Schulschwimmen 438 
• Förderprogramme für Kinder ohne verlässlichen Zugang zum Schwimmenlernen 439 
• -Fortbildungen für Lehrkräfte zu Inklusion, Antidiskriminierung, Körperbildern und 440 

Schutz vor Grenzverletzungen 441 

9.3.3 Für eine demokratische und antiautoritäre Fankultur 442 

Als Linke stehen wir für einen neuen Weg in der landesweiten Fankultur.  443 

In den vergangenen Jahren mussten wir zunehmend beobachten, dass die Polizei durch 444 
martialisches Auftreten, das Eindringen in Fanblöcke und eskalierende Taktiken Konflikte in 445 
und um die Stadien provoziert. Diese Eskalation folgt einem klaren Plan: „Fußballfans sind 446 
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Verbrecher und wir brauchen härtere Gesetze!“ Damit einher geht auch ein dauerhafter 447 
Angriff auf unsere Grundrechte.  448 

Das Stadion fungiert als sicherheitspolitisches Testlabor: Repressive 449 
Überwachungsmethoden werden dort etabliert, normalisiert und anschließend auf die 450 
gesamte Gesellschaft ausgeweitet. Besonders ersichtlich ist dies am Polizeigesetz NRW, 451 
das einst unter dem Vorwand der Stadionsicherheit verschärft wurde, heute aber als 452 
Werkzeug zur Kriminalisierung von Klimaprotesten und linken Demonstrationen dient. In 453 
Wirklichkeit sind deutsche Stadien sehr sicher. Das belegen die Zahlen der Saison 454 
2024/2025: 17,2 % weniger Verletzte, 22 % weniger eingeleitete Strafverfahren und 11 % 455 
weniger Polizeiarbeitsstunden.  456 

Die Law-and-Order-Rhetorik von Innenminister Herbert Reul ist faktenfrei und folgt einem 457 
gefährlichen Konzept des autoritären Staatsumbaus: Erst in unseren Stadien, dann im 458 
ganzen Land. Dies wird bei den aktuellen Forderungen der Innenministerkonferenz (IMK) 459 
überdeutlich: Der Vorstoß für biometrische KI-Gesichtserkennung, personalisierte Tickets 460 
und die Abschaffung der bewährten regionalen Stadionverbotskommissionen bereitet den 461 
Weg für eine lückenlose digitale Überwachung. Es drohen gläserne Fans und in der Folge 462 
gläserne Bürger*innen, deren hochsensible Daten in intransparenten Polizeidatenbanken 463 
landen.  464 

Wir wollen stattdessen die sofortige Abschaffung der Verbunddatei „Gewalttäter Sport“. Das 465 
Bundesverfassungsgericht hat eindeutig klargestellt, dass diese Kartei und die vorsorgliche 466 
Speicherung personenbezogener Daten verfassungswidrig sind. Diese Alibi-Datenbank 467 
speichert Zehntausende Fans ohne rechtskräftige Verurteilung. Häufig reicht eine bloße 468 
Personalienfeststellung im Umfeld eines Spiels. Jede dritte erfasste Person in dieser Kartei 469 
ist nie mit einem Gewaltverbrechen aufgefallen. Die Folgen einer Eintragung in die Datei sind 470 
gravierend:  willkürliche Ausreiseverbote, Meldeauflagen, massive Einschränkungen der 471 
Reisefreiheit und eine Vorverurteilung. Wer ohne Straftat in Polizeidateien landet, wird Opfer 472 
eines eklatanten Bruchs mit dem rechtsstaatlichen Prinzip der Unschuldsvermutung. 473 

Als Linke setzen wir uns für eine radikale Abkehr von der repressiven Kontroll-Logik hin zu 474 
einer Politik des Dialogs und der Deeskalation auf Augenhöhe ein. Konflikte im Stadion 475 
lassen sich nicht mit Schlagstöcken, schmerzhaften Fixierungstechniken oder dem völlig 476 
unverhältnismäßigen Einsatz von Pfefferspray in dicht gedrängten Fanblöcken lösen. Solche 477 
Einsätze nehmen schwere Verletzungen Unbeteiligter billigend in Kauf und wirken 478 
eskalationsfördernd. 479 

Repression hat im Fußball nachweislich versagt. Das zeigt sich exemplarisch an der 480 
Kriminalisierung von Pyrotechnik. Statt Verboten, Kollektivstrafen und drakonischen 481 
Bußgeldern wollen wir einen sachlichen Dialog über die kontrollierte, sichere Verwendung 482 
von Pyrotechnik in dafür vorgesehenen Stadionbereichen (z.B. durch Pilotprojekte für „Pyro-483 
Blöcke“) unter Einbeziehung von Fans, Vereinen und Brandschutzbehörden. 484 

Echte Gewaltprävention gelingt nur durch die Stärkung selbstverwalteter, ziviler Strukturen. 485 
Wir wollen sozialpädagogische Fanprojekte in NRW massiv ausbauen und finanziell 486 
absichern. Um finanzschwache Kommunen strukturell zu entlasten, soll das Land die Kosten 487 
für die Fanprojekt-Förderung vollständig übernehmen. Da erfolgreiche Jugendsozialarbeit 488 
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auf absolutem Vertrauen basiert, fordern wir ein gesetzliches Zeugnisverweigerungsrecht 489 
für alle Beschäftigten in Fanprojekten, um sie vor der Instrumentalisierung als verlängerter 490 
Arm der Strafverfolgungsbehörden zu schützen. 491 

Als Linke wollen wir: 492 
• die vollständige Abschaffung bzw. verfassungskonforme Abwicklung der Datei 493 

„Gewalttäter Sport“ auf Bundes- und Landesebene sowie die sofortige Löschung aller 494 
Einträge ohne rechtskräftige strafrechtliche Verurteilung 495 

• ein konsequentes Verbot jeglicher Kollektivstrafen (wie Sektorsperren, 496 
Blockschließungen oder kollektive Betretungsverbote) gemäß dem rechtsstaatlichen 497 
Prinzip „Keine Strafe ohne individuelle Schuld“ (nulla poena sine culpa) 498 

• ein striktes Verbot von KI-gestützter Verhaltensüberwachung, biometrischer 499 
Gesichtserkennung im öffentlichen Raum sowie ein klares Nein zu personalisierten 500 
Tickets oder digitalen Identifikationspflichten beim Stadionzutritt. 501 

• die Etablierung eines Unterausschusses „Fankultur und Bürgerrechte im Sport“ im 502 
Landtag NRW, unter gleichberechtigter, paritätischer Einbeziehung von 503 
Fanorganisationen, Fanhilfen, Sportpolitik und Vereinen sowie ein sofortiges 504 
Moratorium für Verschärfungen im Bereich der Stadionsicherheit. 505 

• die Erhaltung regionaler Stadionverbotskommissionen, die vollständige Verlagerung 506 
der Fanprojekt-Finanzierung auf die Landesebene zur Entlastung der Kommunen 507 
sowie der flächendeckende Ausbau von Fanprojekten bis in die Regionalliga West, 508 
rechtlich abgesichert durch ein gesetzliches Zeugnisverweigerungsrecht für 509 
Sozialarbeiter*innen 510 

• das Verbot des Einsatzes von gesundheitsgefährdenden Reizstoffen (wie 511 
Pfefferspray) sowie von Schlagstöcken im Bereich dicht besetzter Zuschauertribünen 512 
und Fanblöcke                                                                                                                                                                         513 


